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Die Arbeit zerfällt in fünf Abschnitte.
Abschnitt i behandelt als geschichtliche Einleilung in gedrängter Zusammenstellung die zivilrechtlichen Folgen der 
Beleidigung nach dem vor 1900 in Deutschland geltenden Recht, nämlich nach gemeinem Recht, nach dem 
Allgemeinen Landrecht für die preussischen Staaten und nach dem Code civil.
Abschnitt II geht von dem im Strafrecht umstrittenen Begriff der Ehre aus und kommt zu dem Ergebnis, dass 
als Gegenstand einer unerlaubten Handlung im Sinne des bürgerlichen Rechts nur die äussere Ehre, zu der 
auch der Credit gehört, in Betracht kommen kann. Sodann wird die Berücksichtigung der Beleidigung im 
B. G. B. im Allgemeinen behandelt. Es wird der Standpunkt vertreten, dass der eigentliche Ehrenschutz in 
§ 823 ruht, während, entgegen einer vielvertretenen Ansicht, weder § 824 die unmittelbare Geschäftsehre, noch 
§ 825 die weibliche Geschlechtsehre schützt.
Abschnitt III behandelt die einzelnen Tatbestände. Zunächst wird ausgeführt, dass § 823, 2 B. G. B. Platz 
greift, wenn der volle objektive und subjektive Tatbestand einer nach den §§ 185— 187 Str. G. B. strafbaren 
Handlung gegeben ist; Besonderheiten werden im Anschluss an die zivilrechtliche Rechtsprechung und Literatur 
behandelt. Insbesondere kann beim Vorliegen der Voraussetzungen des § 193 Str. G. B. auch von zivilrecht­
lichen Folgen der Beleidigung keine Rede sein. Dasselbe gilt vom Wahrheitsbeweis (§§ 190— 192 Str. G. B.) 
Fehlender Strafantrag, Straffreierklärung gemäss §§ 199, 233 Str. G. B. und Strafverfolgungsverjährung
ändern nichts daran, dass die Handlung verboten bleibt und zivilrechtliche Folgen nach sich zieht.
Sodann wird der mittelbare Ehrenschutz nach § 824 B. G. B. erörtert. Die einzelnen Tatbestandsmerkmale 
werden gestreift. Es wird die Frage des Verschuldens behandelt, der Gegensatz zu den §§ 186, 187 Str. G. B. 
betont, der Masstab geprüft, nach dem eine Fahrlässigkeit des Täters zu bemessen ist (subjektive Theorie v. 
Leonhard und objektive Theorie) und für diese Fragen Beispiele aus der Rechtsprechung und Literatur gebracht 
zum Schlüsse dieses Unterabschnitts wird der Absatz 2 des § 824 B. G. B. gestreift.
Weiter erstreckt sich die Erörterung auf § 826 B. G. B,, der auch durch Angriff auf die Ehre platzgreifen 
kann. Im Einzelnen werden die Fälle aufgezähit, in denen dieser Paragraph anwendbar ist, während die §§ 
823 und 824 B. G. B. mangels eines Tatbestands merkmals entfallen. Insbesondere wird dargelegt, dass auch 
etne zur Wahrnehmung berechtiger Interessen gemachte Beleidigung unter § 826 B. G. B. fallen kann und 
und ebenso die Behauptung wahrer Tatsachen.
Zum Schlüsse dieses Abschnitts wird ausgeführt, dass ein Ehrenschutz durch den Absatz 1 des § 823 B. G. B. 
nicht gegeben ist. Gründe sind die Entstehungsgeschichte des B. G. B., der Wortlaut des § 823 Abs. 1, der 
verbietet, die Ehre als ein sonstiges Recht eines Anderen aufzufassen, und praktische Gesichtspunkte.
Abschnitt IV behandelt die nach bürgerlichem Recht gegebenen Ansprüche, den Schadensersatzanspruch und den 
Anspruch auf Unterlassung. Zunächst wird der Umfang des Schadensersatzanspruchs erörtert. Im Allgemeinen 
ist nur der unmittelbar Verletzte ersatzberechtigt. Aus der Beleidigung kann Vermögenschaden und nicht 
vermögensrechtlicheil Schaden entstehen; der Anspruch auf Ersatz des Letzteren ist aktiv und passiv nicht 
vererblich und nicht übertragbar. Mit dem Vermögensschaden ist auch der entgangene Gewinn zu
ersetzen. Im Anschluss daran wird die Erweiterung der Deliktshaftung nach § 842 B. G. B. behandelt und
zu der Liszt’schen Auslegung dieses Paragraphen Stellung genommen. Was die Frage der Art des Schadenser­
satzes betrifft, so ist beim Ersatz des durch eine Beleidigung zugefügten Schadens der Ausgleich durch 
Wiederherstellung des früheren Zustands besonders wichtig, weif er die einzige Möglichkeit zum Ersatz des 
ideellen Schadens ist (§ 253 B. G. B.) Daher ist er nach Kräften zu unterstützen. Hierher gehört die Besei­
tigung beleidigender Bilder und Anschläge, nicht aber auch das Unbrauchbarmachen von Platten und Abzügen, 
das nun auf Grund des Kunstschutzgesetzes verlangt werden kann. Bei Beleidigungen, die durch Druckschriften 
erfolgt sind, entspricht die Wiederherstellung des früheren Zustands durch Zurücknahme der verletzenden Äu­
ßerungen einem praktischen Bedürfnis. Rechtsgeschichtliche Erwägungen müssen zurücktreten. Die Einschrän­
kungen des Reichsgerichts, dass die zurückzunehmende Beleidigung ein Dauerverbrechen im Sinne des Strafrechts 
darstellen und öffentlich erfolgt sein müsse, sind nicht gerechtfertigt und unzweckmässig. Der Anspruch auf 
Widerruf wird nach § 888 Z. P, 0 . vollstreckt. Dem Täter bleibt es versagt, Ersatz des nicht vermögens­
rechtlichen Schadens gemäss § 251, Abs 2 B. G. B. in Geld zu leisten.
Die Unterlassungsklage ist vom Reichsgericht in Erweiterung der Klagen aus den §§ 12, 862 u. 1004 B. G. B 
auf Abwehr von Verletzungen von Ausschlussrechten auch auf unerlaubte Handlungen ausgedehnt worden 
Sie ist vorbeugender Art. Nach ihrem Wesen, ihrer Ableitung und ihren Voraussetzungen ist davon die 
Unterlassungsklage auf Wiederherstellung scharf zu trennen; sie ist nichts weiter als eine besondere Erscheinungs­
form des Ersatzanspruchs.
Die vorbeugende Unterlassungsklage greift ohne Weiteres bei Beleidigungen Platz, selbst wenn nicht zugleich 
Kredit, Erwerb oder Fortkommen angegriffen sind. Gefahr eines Schadens genügt; Verschulden des Täters ist 
gemäss der Ableitung der Klage nicht erforderllich. Dagegen entfällt sie beim Vorliegen eines die Rechtswid­
rigkeit ausschliessenden Grundes, insbesondere bei Wahrnehmung berechtigter Interessen, denn dann ist eine 
strafbare, bezw. unerlaubte Handlung nicht gegeben. Die vorbeugende Unterlassungsklage ist von der Praxis 
geschaffen worden. Sie ist ein Rechtsbehelf, der es dem Angegriffenen ermöglicht, gegen weitere Rechtsver­
letzungen in prozessual günstiger Lage vorzugehen. Ihre Zulassung hängt stets vom Vorhandensein eines 
Rechtsschutzbedürfnisses im einzelnen Fall ab. Darnach entfällt sie im Allgemeinen, wenn die zu untersagende 
Handlung bereits durch die §§ 185— 187 Str. G. B. verboten ist, allein kann im Einzellfall ein besonderes 
Rechtsschutzbedürfnis gegeben sein. Das liegt besonders dann vor, wennsich der Beleidigte mangels öffentlichen 
Interesses auf dem Weg der Privatklage verwiesen sieht, denn hier ist die Strafandrohung des Str. G. B. in 
ihrer Wirkung erheblich abgeschwächt. Das Erfordernis des Strafantrags des (§ 194 Str. G. B.) allein dagegen 
kann kein besonderes Rechtsschutzbedürfnis auslösen. Auch die vorbeugende Unterlassungsklage fällt unter 
den Gerichtsstand des § 32 Z P. 0 .
J)er Schlussabschnitt V behandelt das Verhältnis des Bußanspruches zu dem zivilrechtlichen Schadensersatzan­
spruch. Die Buße ist keine Strafe, sondern ein Entschädigungsanspruch bürgerlich-rechtlicher Natur. Bei ihrer 
Zubilligung kann auch ein nichtvermögensrechtlicher Schaden berücksichtigt werden. Regelmässig bleibt es dem 
Beleidigten überlassen, ob er Busse oder Schadenersatzanspruch geltend machen will. Schwierigkeiten können 
sich ergeben, wenn beide Wege gewählt werden. Die Vorschrift des § 188, Abs. 2 Str. G. B. bedarf einer 
Einschränkung sowohl bezüglich des zivilrechtlichen Anspruchs auf Wiederherstellung des früheren Zustands 
als auch bezüglich nicht verurteilter Mittäter.
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